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Michaels Praxistipp

Offene Feuerstätten 
und die juristische 
Definitionskunst
Michael Fischer

Auch so kann es bei einem Gerichts-
urteil ablaufen:
Immer wieder werden wir mit der Si-
tuation konfrontiert, dass sich Nach-
barn über holzbefeuerte Feuerstätten 
aufregen bzw. bis zur höchsten In-
stanz Klage bei Gericht einreichen. 
Dass man sich hiergegen auch weh-
ren kann, beweisen folgende Ge-
richtsurteile, bei denen der Kläger 
keine Chance hatte, eine Stilllegung 
des Ofens bewilligt zu bekommen. 
Beide Beispiele wurden vom Ober-
verwaltungs- und Bundesverwal-
tungsgericht Koblenz beschlossen.
Eine Feuerstätte wird im Sinne von 
§ 2 Nr. 12, 1. BImSchV „bestim-
mungsgemäß offen betrieben“, wenn
sie nach ihren Konstruktionsmerk-
malen und nach dem Inhalt der Be-
triebsanleitung auf einen Betrieb mit
offenem Feuerraum ausgelegt ist.
Anlass dieser Definition war ein Streit
unter Nachbarn: Der Kläger begehrte
von der Stadt auf Grundlage immissi-
onsschutzrechtlicher Vorschriften die
Stilllegung eines Kaminofens nebst
Schornstein, den der beigeladene
Nachbar betreibt.
Zwischen den beiden mit Wohnge-
bäuden bebauten Grundstücken
des Klägers und des Nachbarn ver-
läuft ein ca. 2 m breiter Fußweg. Die
Wohngebäude liegen auf gleicher

Höhe auf einem Plateau in einer 
Siedlung. Der Nachbar betreibt in 
seinem Wohnhaus im Wohnzimmer 
einen Kaminofen, Bauart 2, mit einer 
Nennwärmeleistung von 7 kW. Dieser 
Kaminofen ist als Dauerbrandofen für 
feste Brennstoffe ausgewiesen. Der 
Schornstein für den streitigen Ofen – 
ein doppelwandiger Außenkamin – ist 
an der Hauswand des Wohnhauses 
des Nachbarn etwa 3 m von dem 
vorgenannten Fußweg und ca. 5 m 
von der Grenze des Grundstücks des 
Klägers entfernt angebracht worden. 
Für die Errichtung des Schornsteins 
wurde dem Nachbarn unter dem 
30. Mai 2006 eine Baugenehmigung
erteilt. Die von dem Kläger dagegen
erhobene Anfechtungsklage wurde
rechtskräftig abgewiesen.
Der Kläger machte sodann in einem
neuen Verfahren geltend, dass er
durch den Betrieb des Schornsteins
und des Ofens gesundheitlich be-
einträchtigt werde, weil Abgase in
das Atrium seines Anwesens und in
sein Schlafzimmer gelangten. Seine
nach erfolglos durchgeführten Vor-
verfahren erhobene Klage auf Still-
legung des Schornsteins und der
angeschlossenen Feuerungsanlage
wies das Verwaltungsgericht ab. Die
dagegen gerichtete, vom Oberver-
waltungsgericht wegen besonderer
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rechtlicher und tatsächlicher Schwie-
rigkeiten zugelassene Berufung des 
Klägers hatte ebenfalls keinen Erfolg. 
Der Kläger habe, so das Oberverwal-
tungsgericht, keinen Anspruch auf 
ein immissionsschutzrechtliches Ein-
schreiten der beklagten Stadt. Der 
streitgegenständliche Ofen werde 
ordnungsgemäß betrieben. Es lägen 
auch keine atypischen Verhältnisse 
vor, die ein Einschreiten der Stadt 
gebieten würden.
Das Bundesverwaltungsgericht 
mochte sich mit dem Streit aber nicht 
weiter befassen und nahm wie folgt 
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Das Oberverwaltungsgericht hat zu-
treffend darauf hingewiesen, dass 
der Begriff „offener Kamin“ sowohl 
in § 2 Nr. 10b der Verordnung über 
Kleinfeuerungsanlagen vom 14. März 
1997 als auch in § 2 Nr. 12 der Ver-
ordnung über kleine und mittlere Feu-
erungsanlagen vom 26. Januar 2010 
als „Feuerstätte für feste Brennstoffe, 
die bestimmungsgemäß offen betrie-
ben werden kann“, definiert ist. Dabei 
beschreibt der Begriff „offen“ Feuer-
stätten mit einem offenen Feuerraum, 

d.h. solche Feuerstätten, die nicht 
über eine geschlossene Brennkam-
mer verfügen. Hierzu gehören auch 
Öfen mit einer nicht selbstständig 
schließenden Feuerraumtür. Durch 
den offenen Feuerraum und die da-
durch bedingte geringe Verbren-
nungstemperatur kann es zu einer 
„nicht vollkommenen“ Verbrennung 
des Brennstoffs mit Ruß-, Qualm- und 
Geruchsbildung kommen. Offene Ka-
mine dürfen daher  nach § 4 Abs. 4 1. 
BImSchV nur gelegentlich betrieben 

werden. „Bestimmungsgemäß offen“ 
kann eine Feuerungsanlage – wovon 
auch das Oberverwaltungsgericht zu 
Recht ausgegangen ist – dann betrie-
ben werden, wenn sie darauf nach 
ihrer technischen Konzeption ausge-
legt ist. Ob dies der Fall ist, lässt sich 
nicht generell für alle Kaminöfen be-
antworten, sondern richtet sich nach 
den jeweiligen Einzelfallumständen, 
namentlich nach den Konstruktions-
merkmalen und dem Inhalt der Be-
triebsanleitung.

Genügt ein in einem Privathaushalt 
installierter Holzofen den gesetzlichen 
Anforderungen und erfolgt auch die 
Nutzung rechtmäßig, hat der Nach-
bar die eventuell von dem Ofen aus-
gehende Belästigung regelmäßig als 
zumutbar hinzunehmen, urteilte jetzt 
ein Oberverwaltungsgericht.

In dem dort entscheidenden Rechts-
streit richtete ein Hauseigentümer ei-
nen Dauerbrandofen für feste Brenn-
stoffe (Holzbefeuerung), Bauart 1, in 
seinem Wohnzimmer ein und brachte 
einen doppelwandigen Außenkamin 
als Schornstein an der Hauswand an. 
Der Bezirksschornsteinfeger bestä-
tigte die Vereinbarkeit der Anlage mit 
den einschlägigen Vorschriften. Der 
Kläger, seinerseits Eigentümer eines 
ca. 5 m entfernten Wohnhausgrund-
stücks, forderte die Behörde zur Still-
legung des Ofens mit der Begründung

auf, die in die Räume seines 
Hauses eindringenden Ab-
gase führten zu Rauchbeläs
tigungen und gesundheit-
lichen Beeinträchtigungen. Das 
Verwaltungsgericht wies die Klage 
des Nachbarn ab. Das Oberverwal-
tungsgericht bestätigte diese Ent-
scheidung.�

Der Kläger habe keinen Anspruch 
auf Einschreiten der Behörde, so die 
Richter, weil keine Anhaltspunkte für 
eine Verletzung immissionsschutz-
rechtlicher Bestimmungen durch den 
Betrieb des Ofens gegeben seien. 
Den Immissionsvorschriften für Feu-
erungsanlagen liege die Wertung des 
Gesetzgebers zugrunde, bei ihrer Ein-
haltung seien keine schädlichen Um-
welteinwirkungen – auch nicht für die

Nachbarschaft – zu erwarten. Es sei 
hier auch kein besonderer Fall ge-
geben, der ausnahmsweise ein  be-
hördliches Einschreiten trotz Beach-
tung der rechtlichen Vorgaben für die 
Anlage gebiete. Für die Bauweise 
seines Anwesens, die ggf. das Ein-
dringen der Abgase ermögliche, sei 
vielmehr der Kläger selbst verantwort-
lich. Schließlich dürfe der seiner Be-
stimmung nach geschlossen zu nut-
zende Ofen (Bauart 1, selbstschlie-
ßende Tür) auch täglich benutzt wer- 
den.
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